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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Frage, ob die
Regelung zur Versorgungssicherheit in der Verfassung ergänzt werden solle, ob also
die Verantwortung des Bundesrates für die Versorgung der Bevölkerung mit «den
wichtigsten sensiblen Medikamenten, Wirkstoffen und Schutzmaterial» sowie für
Schutzmassnahmen gegen eine Pandemie explizit in die Verfassung geschrieben werden
soll. Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) begründete den Antrag der
Kommissionsminderheit, der parlamentarischen Initiative Folge zu geben, mit dem
Verweis auf die Unzulänglichkeiten der bisherigen Regelung, welche die Corona-
Pandemie deutlich aufgezeigt habe. Die Relevanz der Problematik zeigten überdies
auch Pläne für ähnliche Standesinitiativen sowie für eine Volksinitiative, betonte
Weichelt-Picard. Die beiden Kommissionssprecher Benjamin Roduit (mitte, VS) und
Thomas de Courten (svp, BL) anerkannten zwar die Relevanz der Frage und die
Notwendigkeit entsprechender Massnahmen, bestritten aber die Notwendigkeit einer
Verfassungsänderung. Die nötigen gesetzlichen Grundlagen seien bereits vorhanden,
insbesondere in Form des Landesversorgungsgesetzes (LVG). Es seien auch bereits
ähnliche Vorstösse angenommen worden (Mo. 20.3166 und Po. 20.3241), zudem habe
der Bundesrat auf Anfang 2022 die Erarbeitung konkreter Massnahmen angetönt. Mit
121 zu 66 Stimmen (bei einer Enthaltung) entschied sich der Nationalrat, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Einzig bei den geschlossen
stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen stiess der Vorstoss auf Anklang. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Christian Dandrès (sp, GE) forderte im Dezember 2020 in seiner parlamentarischen
Initiative, dass die Unterstützungsmassnahmen für Freischaffende in Theater und Film
ausgebaut werden. Konkret verlangte der Sozialdemokrat, dass die Rahmenfristen für
die Beitragszeit und für den Leistungsbezug für die Betroffenen von zwei auf vier Jahre
verdoppelt werden sollen und die ersten 60 Tage der Beitragszeit bei befristeten
Stellen doppelt gezählt wird.
Der Kultursektor sei einer der am stärksten durch die Massnahmen gegen die Corona-
Pandemie betroffenen Bereichen, wie Dandrès in der Nationalratsdebatte in der
Sommersession 2021 argumentierte. Trotz der Öffnungsschritte bleibe die Zukunft der
Schweizer Kulturszene ungewiss, Planung sei quasi unmöglich. Dies werde nach Dandrès
dazu führen, dass Kulturschaffende defacto bis zu zwei Jahre nicht arbeiten könnten,
was starke Auswirkungen auf ihren Anspruch auf Arbeitslosenhilfe gehabt habe und
haben werde. Dabei sei zu betonen, dass die Situation von Freischaffenden im
Kultursektor bezüglich Arbeitslosenversicherung bereits vor Corona prekär gewesen sei,
wie bereits im Postulat Maret (mitte, VS) anerkannt wurde.
Die WBK-NR beantragte mit 16 zu 9 Stimmen, der parlamentarischen Initiative keine
Folge zu geben, da die aktuellen Unterstützungsmassnahmen bereits ausreichten und
die in der Initiative vorgeschlagenen Massnahmen zu einer Ungleichbehandlung der
verschiedenen von der Krise betroffenen Sektoren führen würde. Eine Minderheit
Piller-Carrard (sp, FR) beantragte die Annahme der Initiative, weil dadurch die prekäre
Situation der Freischaffenden in Theater und Film, welche die Pandemie ans Tageslicht
gebracht habe, dauerhaft verbessert werden könne. 
Die grosse Kammer folgte der WBK-NR und lehnte die parlamentarische Initiative mit
120 zu 69 Stimmen deutlich ab. Einzig die Fraktionen der SP und der Grünen stimmten
geschlossen für Annahme, unterstützt wurden sie von Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
und Benjamin Roduit (mitte, VS). 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
SARAH KUHN

1) AB NR, 2021, S. 1352 ff.
2) AB NR, 2021, S.1356 ff.; Bericht WBK-NR vom 15.4.21
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